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Auszug aus dem Thüringer Kommunalabgabengesetz (ThürKAG) 
 

Erster Abschnitt / Allgemeine Vorschriften 
 

§ 7 – Beiträge 
 
(1) Die Gemeinden und Landkreise können, soweit nicht ein privatrechtliches Entgelt 
gefordert wird, zur Deckung des Aufwands für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, 
Verbesserung oder Erneuerung ihrer öffentlichen Einrichtungen (Investitionsaufwand) 
Beiträge von denjenigen Grundstückseigentümern, Erbbauberechtigten oder Inhabern eines 
dinglichen Nutzungsrechts im Sinne des Artikels 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuche erheben, denen die Möglichkeit der Inanspruchnahme dieser 
Einrichtungen besondere Vorteile bietet. Der Investitionsaufwand umfasst auch den Wert 
der von der Kommune aus ihrem Vermögen bereitgestellten Sachen und Rechte im 
Zeitpunkt der Bereitstellung. Der Beitrag kann für Teile der Einrichtung selbständig 
erhoben werden (Kostenspaltung), wenn diese Teile nutzbar sind. 
 
 
(2) Für gemeindliche Straßenausbaumaßnahmen einschließlich Investitionsmaßnahmen für 
Straßenbeleuchtung (Straßenausbaumaßnahmen) sowie die Einrichtungen der Wasserver-
sorgung werden keine Beiträge erhoben. Die Erhebung von Erschließungsbeiträgen nach 
dem Baugesetzbuch bleibt unberührt. 
 
(3) Sind die Vorteile der Beitragspflichtigen verschieden hoch, so sind die Beiträge 
entsprechend abzustufen. Verteilungsmaßstäbe sind insbesondere 
 

1. die Grundstücksflächen, 
 

2. das Maß der baulichen Nutzung (Geschossfläche, Anzahl der Vollgeschosse), 
 

3. die Art der baulichen Nutzung oder 
 

4. die Grundstücksbreite. 
 
Die Verteilungsmaßstäbe können miteinander verbunden werden. In der Satzung kann 
geregelt werden, dass bei der Berechnung der Beiträge die Grundstücksflächen in 
unbeplanten Gebieten nur bis zur ortsüblichen Tiefe der baulichen Nutzung berücksichtigt 
werden. 
 
(4) Kommt die Einrichtung neben den Beitragspflichtigen nicht nur unbedeutend auch der 
Allgemeinheit zugute, so ist in der Satzung eine Eigenbeteiligung der Kommune vorzusehen. 
Die Eigenbeteiligung muss die Vorteile für die Allgemeinheit angemessen berücksichtigen. 
 
(4a) – gestrichen – 
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(5) Steht im Zeitpunkt des Satzungserlasses der Aufwand nach Absatz 1 noch nicht fest, so 
kann in Abweichung von § 2 Abs. 2 davon abgesehen werden, den Abgabesatz festzulegen; 
es müssen aber die wesentlichen Bestandteile der einzelnen Einrichtungen in der Satzung 
nach Art und Umfang bezeichnet und der umzulegende Teil der Gesamtkosten bestimmt 
werden. 
 
(6) Die Beitragspflicht entsteht mit der Beendigung der Maßnahme oder der Teilmaßnahme. 
 
(7) Bei leitungsgebundenen Einrichtungen entsteht die Beitragspflicht, sobald das 
Grundstück an die Einrichtung oder Teileinrichtung nach Absatz 1 Satz 3 angeschlossen 
werden kann, frühestens mit In- Kraft-Treten der Satzung; die Satzung kann einen späteren 
Zeitpunkt bestimmen. Abweichend von Satz 1 entsteht die sachliche Beitragspflicht 
 

1. für unbebaute Grundstücke, sobald und soweit das Grundstück bebaut und 
tatsächlich angeschlossen wird, und 
 

2. für bebaute Grundstücke in Höhe der Differenz, die sich aus tatsächlicher und 
zulässiger Bebauung ergibt, erst, soweit und sobald die tatsächliche Bebauung 
erweitert wird. 

 
Die sachliche Beitragspflicht entsteht für bebaute Grundstücke nicht, soweit und solange das 
Grundstück die durchschnittliche Grundstücksfläche im Verteilungsgebiet der Einrichtung 
des Aufgabenträgers um mehr als 30 vom Hundert übersteigt. Sofern die örtlichen 
Verhältnisse es erfordern, ist bei der Ermittlung der durchschnittlichen Grundstücksfläche 
insbesondere zwischen Grundstücken, die vorwiegend Wohnzwecken dienen oder dienen 
werden, und sonstigen Grundstücken zu unterscheiden. Satz 3 gilt nicht für die tatsächlich 
bebaute Fläche. Ändern sich die für die Beitragsbemessung maßgeblichen Umstände 
nachträglich, unterrichten die Gemeinden die Aufgabenträger über Bauvorhaben, für die 
Baugenehmigungen erteilt oder die baurechtlich angezeigt wurden. 
 

(8) Für ein Grundstück, für das eine Beitragspflicht noch nicht oder nicht in vollem Umfang 
entstanden ist, können Vorauszahlungen auf den einmaligen Beitrag verlangt werden, sobald 
mit der Ausführung der beitragspflichtigen Maßnahme begonnen worden ist. Die 
Vorauszahlung ist mit der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der 
Vorauszahlende nicht beitragspflichtig ist. Ist die Beitragspflicht sechs Jahre nach Erlass des 
Vorauszahlungsbescheides noch nicht entstanden, kann die Vorauszahlung zurückverlangt 
werden. Dies gilt nicht im Fall der gesonderten Erhebung der Vorauszahlung für Teile einer 
leitungsgebundenen Einrichtung, wenn für das herangezogene Grundstück eine 
Anschlussmöglichkeit an die Teileinrichtung besteht, die noch keine Beitragspflicht auslöst. 
Der Rückzahlungsanspruch ist ab Erhebung der Vorauszahlung mit einem Zwölftel des 
Basiszinssatzes nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuches zuzüglich 0,1 Prozentpunkten für 
jeden vollen Monat zu verzinsen. Ist eine Beitragspflicht bereits entstanden, können 
Vorschüsse auf den Beitrag erhoben werden, sofern die endgültige Beitragsschuld noch nicht 
berechnet werden kann. 
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(9) Für leitungsgebundene Einrichtungen können unbeschadet der Regelung des Absatzes 8 
Vorauszahlungen unter den Voraussetzungen des Absatzes 8 Satz 1 nach Maßgabe des 
Baufortschritts der Einrichtung bis zu 80 vom Hundert des voraussichtlichen, beitragsfähigen 
Investitionsaufwands erhoben werden. Im Falle der Kostenspaltung nach Absatz 1 Satz 3 ist 
die Erhebung der Vorausleistung für Teile der Einrichtung gesondert zulässig. Sofern die für 
die Berechnung der Vorauszahlung notwendigen Grunddaten nicht vorhanden sind, werden 
sie durch Selbstauskunft des Beitragspflichtigen ermittelt. Kommt der Beitragspflichtige dem 
Auskunftsverlangen nicht nach, können die notwendigen Grunddaten durch Schätzung 
ermittelt werden. Führt der im Wege der Selbstauskunft oder der Schätzung der 
Vorauszahlung zugrunde gelegte satzungsgemäße Verteilungsmaßstab zu einem anderen 
Beitrag, als er bei einer tatsächlichen Ermittlung anzusetzen gewesen wäre, ist der 
Unterschiedsbetrag zwischen der aufgrund der Selbstauskunft oder der Schätzung 
erhobenen und der sich nach Zugrundelegung der tatsächlich anzusetzenden Werte 
ergebenden Vorauszahlung mit einem Zwölftel des Basiszinssatzes nach § 247 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches zuzüglich 0,1 Prozentpunkten für jeden vollen Monat zu 
verzinsen. 
 
(10) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentümer des 
Grundstücks, Erbbauberechtigter oder Inhaber eines dinglichen Nutzungsrechts im Sinne des 
Artikels 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche ist; unabhängig 
hiervon richtet sich für restitutionsbelastete Grundstücke die Beitragspflicht nach Satz 2. Die 
Satzung kann bestimmen, dass beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des 
Beitragsbescheides Eigentümer des Grundstücks, Erbbauberechtigter oder Inhaber eines 
dinglichen Nutzungsrechts im Sinne des Artikels 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch ist. Mehrere Beitragspflichtige sind Gesamtschuldner; bei 
Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur 
entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 
 
(11) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, dem Erbbaurecht oder dem 
dinglichen Nutzungsrecht im Sinne des Artikels 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuche, im Falle des Absatzes 10 Satz 3 auf dem Wohnungs- oder dem 
Teileigentum; die öffentliche Last erlischt nicht, solange die persönliche Schuld besteht. Der 
Duldungsbescheid, mit dem die öffentliche Last geltend gemacht wird, ist wie ein 
Leistungsbescheid zu vollstrecken. 
 
(12) Ein Beitrag kann auch für öffentliche Einrichtungen erhoben werden, die vor In-Kraft-
Treten der Abgabesatzung hergestellt, angeschafft, erweitert, verbessert oder erneuert 
wurden. Eine ungültige Satzung kann rückwirkend oder mit Wirkung für die Zukunft durch 
eine gültige Satzung ersetzt werden. 
 
(13) Der Beitragsberechtigte kann die Ablösung des Beitrags vor Entstehung der 
Beitragspflicht gegen eine angemessene Gegenleistung zulassen. Das Nähere ist in der 
Satzung zu bestimmen. 
 
(14) Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigte und Inhaber eines dinglichen 
Nutzungsrechts im Sinne des Artikels 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
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Gesetzbuche sind dazu verpflichtet, auf Verlangen der beitragsberechtigten Körperschaft die 
für die Berechnung der Vorauszahlungen, Vorschüsse und Beiträge erheblichen Tatsachen 
vollständig und wahrheitsgemäß offen zu legen und die ihnen bekannten Beweismittel 
anzugeben. Dies gilt insbesondere für Angaben zu der Grundstücksfläche sowie der Art und 
dem Maß der baulichen Nutzung eines Grundstücks. Kommt der Verpflichtete einer 
Aufforderung der beitragsberechtigten Körperschaft nicht nach, kann er mit einer Geldbuße 
bis zu zweihundertfünfzig Euro belegt werden. 
 

§ 13 - Informationspflichten 
 
Sobald die Gemeinden und Landkreise entschieden haben, eine Maßnahme im Sinne von § 7 
Abs. 1 Satz 1 durchzuführen, für die Beiträge erhoben werden sollen, teilen sie dies 
unverzüglich den Personen, die als Beitragspflichtige voraussichtlich in Betracht kommen, in 
geeigneter Form mit und weisen darauf hin, dass diese mit der Zahlung von Beiträgen zu 
rechnen haben. Zugleich sind die Beitragspflichtigen darauf hinzuweisen, dass sie in die 
Satzung sowie in die Planungsunterlagen, die den Ausschreibungen zugrunde gelegt werden 
sollen, Einblick nehmen und während der Zeit der Einsichtnahme Anregungen vorbringen 
können. Vor Ausführung einer Maßnahme nach Satz 1 sollen Gemeinden und Landkreise im 
Rahmen einer gesonderten, für die Betroffenen öffentlichen Veranstaltung über das 
Vorhaben unter Einbeziehung hierzu ergangener Anregungen unterrichten. Die Sätze 1 bis 3 
gelten entsprechend für die erstmalige Erhebung von Benutzungsgebühren. Die Beitrags- 
und Gebührenpflichtigen sind berechtigt, die Kosten- und Aufwandsrechnung einzusehen. 
 

§ 21a - Übergangsbestimmungen 
 
(1) Kur- oder Erholungsorte, die vor dem 3. Oktober 1990 in dem in § 21c genannten 
Beitrittsgebiet als solche anerkannt waren, gelten als Kur- bzw. Erholungsorte im Sinne des 
§ 9 Abs. 1. 
 
(2) Die Aufgabenträger der Wasserversorgung haben innerhalb von zwölf Monaten nach 
Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung des Thüringer Kommunalabgabengesetzes und des 
Thüringer Wassergesetzes ihr Satzungsrecht an die Regelungen des § 7 Abs. 2 anzupassen. 
Die Aufgabenträger der Abwasserentsorgung haben bis zum 31. Dezember 2009 ihr Satz-
ungsrecht rückwirkend zum 1. Januar 2005 an die Regelungen des § 7 Abs. 7 anzupassen. 
 
(3) Beiträge für Wasserversorgungseinrichtungen, die bis zum In-Kraft-Treten des Gesetzes 
zur Änderung des Thüringer Kommunalabgabengesetzes und des Thüringer Wassergesetzes 
bereits bezahlt worden sind, werden in den Fällen des § 7 Abs. 2 unverzinst zurückgezahlt. 
Bereits entstandene Beiträge werden nicht mehr erhoben. Die Rückzahlung von Beiträgen 
bis 1.000 Euro soll innerhalb von 13 Monaten nach In-Kraft-Treten des Gesetzes zur 
Änderung des Thüringer Kommunalabgabengesetzes und des Thüringer Wassergesetzes 
erfolgen. Ein 1.000 Euro übersteigender Betrag soll in bis zu zwei weiteren Raten, spätestens 
jedoch bis zum Ablauf von 36 Monaten nach In-Kraft-Treten des Gesetzes zur Änderung des 
Thüringer Kommunalabgabengesetzes und des Thüringer Wassergesetzes, zurückgezahlt 
werden. Die Rückzahlung erfolgt an die Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigten oder 
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Inhaber eines dinglichen Nutzungsrechts im Sinne des Artikels 233 § 4 des Einführungs-
gesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des Gesetzes zur 
Änderung des Thüringer Kommunalabgabengesetzes und des Thüringer Wassergesetzes. 
 
(4) Beiträge für Abwasserentsorgungseinrichtungen, die bis zum Inkrafttreten des 
Beitragsbegrenzungsgesetzes bereits entstanden sind, werden in den Fällen des § 7 Abs. 7 
erst zu dem Zeitpunkt fällig, zu dem nach dieser Bestimmung die sachliche Beitragspflicht 
entstehen würde; bereits gezahlte Beträge werden auf Antrag unverzinst zurückgezahlt und 
unverzinst gestundet. Die Rückzahlung erfolgt unverzüglich nach Anpassung des 
Satzungsrechts an den Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigten oder Inhaber eines 
dinglichen Nutzungsrechts im Sinne des Artikels 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuche zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Beitragsbegrenzungs-
gesetzes, spätestens zwölf Monate nach Antragstellung. 
 
(5) Das Land erstattet den Aufgabenträgern sämtliche zusätzlichen finanziellen 
Aufwendungen, die ihnen unmittelbar dadurch entstehen, dass sie nach den Absätzen 3 und 
4 Beiträge nicht erheben dürfen oder zurückzahlen müssen. Erstattet werden insbesondere: 
 
1. für Einrichtungen der Wasserversorgung 
 

    a) die bis zum In-Kraft-Treten des Gesetzes zur Änderung des Thüringer Kommunal-
abgabengesetzes und des Thüringer Wassergesetzes entstandenen Gebührenminderein-
nahmen, die auf der Kürzung des Ausgangswertes der Abschreibung um bereits entstandene 
Beitragspflichten beruhen, sowie 
 
    b) der in den Gebührenkalkulationen nach dem In-Kraft-Treten des Gesetzes zur Änderung 
des Thüringer Kommunalabgabengesetzes und des Thüringer Wassergesetzes enthaltene 
Zinsbetrag, der bei Erhebung der Beiträge aus den bis zum In-Kraft-Treten des Gesetzes zur 
Änderung des Thüringer Kommunalabgabengesetzes und des Thüringer Wassergesetzes 
bereits entstandenen Beitragspflichten nicht anfallen würde; dabei wird ein Zinssatz von 4 
vom Hundert zugrunde gelegt, 
 
2. für Einrichtungen der Abwasserentsorgung 
 
    a) die bis zum In-Kraft-Treten des Gesetzes zur Änderung des Thüringer Kommunal-
abgabengesetzes und des Thüringer Wassergesetzes entstandenen Gebührenminder-
einnahmen, die auf der Kürzung des Ausgangswertes der Abschreibung um bereits 
entstandene Beitragspflichten beruhen, sowie 
 
    b) der sich aus Absatz 4 ergebende angemessene Zinsaufwand unter Berücksichtigung 
erbrachter Tilgungen nach Absatz 6; angemessen sind die Konditionen für die marktübliche 
Kapitalbeschaffung für Kommunen. 
 
Das Land erstattet den Aufgabenträgern unter Berücksichtigung erbrachter Tilgungen nach 
Absatz 6 darüber hinaus den angemessenen Zinsaufwand, der sich daraus ergibt, dass 
abweichend von § 7 Abs. 7 Satz 1 sachliche Beitragspflichten nach § 7 Abs. 7 Satz 2 bis 6 zu 
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einem späteren Zeitpunkt entstehen. Angemessen sind die Konditionen für die marktübliche 
Kapitalbeschaffung für Kommunen. 
 
(6) Das Land erstattet den Aufgabenträgern ab dem Jahr 2010 bis zur vollständigen 
Finanzierung des Privilegierungsvolumens nach Absatz 4 sowie § 7 Abs. 7 Sätze 2 bis 6 
jährlich zwei vom Hundert des für den 31. Dezember des vorangegangenen Kalenderjahres 
nachgewiesenen Ausgangsbetrages der Privilegierung (Tilgungsanteil). Der Ausgangsbetrag 
wird für jedes Kalenderjahr, beginnend mit dem Jahr 2009, getrennt fortgeführt. Beiträge, 
die nicht mehr unter die Privilegierungstatbestände fallen, werden dem jeweiligen 
Ausgangsbetrag zugeordnet und abgezogen. Die Ausgangsbeträge werden für die Erstattung 
jährlich ohne Abzug des Tilgungsanteils zu Grunde gelegt. 
 
Beiträge, die nicht mehr unter die Privilegierungstatbestände fallen, sind zum 31. März des 
Folgejahres in dem Umfang, in dem sie bereits nach Satz 1 gedeckt wurden, an das Land 
abzuführen. Voraussetzung für die Erstattung des Tilgungsanteils ist der Nachweis der 
Aufgabenträger, dass den Belangen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit hinsichtlich der 
zukünftigen Investitionen im Abwasserbereich in besonderer Weise Rechnung getragen 
wird. Die Investitionen müssen mit Blick auf Kostendämpfungspotentiale notwendig sein, 
dem Stand der Technik entsprechen und die demographische Entwicklung berücksichtigen. 
Die Nachweisführung über die Belange der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit erfolgt 
gegenüber der oberen Wasserbehörde. Die Landesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung das Verfahren zum Nachweis der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit nach 
Satz 6 sowie zur Durchführung der technischen Prüfung nach Satz 7 im Einzelnen zu regeln. 
 
(7) Die Festsetzungs- und die Zahlungsverjährung für die Erhebung von Beiträgen für 
Einrichtungen der Wasserver- und Abwasserentsorgung tritt nicht vor dem 31. Dezember 
2007 ein, soweit die Beitragspflicht zum 31. Dezember 2004 unverjährt bestand. Eine 
Zahlungsverjährung tritt in den Fällen des § 7 Abs. 7 sowie der Absätze 2 und 3 nicht ein. Für 
die Verjährung gestundeter Forderungen gilt § 231 der Abgabenordnung. 
 
(8) § 7 Abs. 7 Satz 2 bis 6 sowie § 21a Abs. 2 Satz 2, Abs. 4 und 5 Satz 2 Nr. 2 Buchst. b und 
Satz 3 sowie Abs. 6 gelten nur solange und soweit eine Beitragssatzung zur Deckung des 
Aufwands für die erstmalige Herstellung der öffentlichen Einrichtung Ermächtigungs-
grundlage für die Beitragserhebung ist. 
 
(9) Soweit eine ungültige Satzung, die vor dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung des 
Thüringer Kommunalabgabengesetzes und anderer Gesetze beschlossen wurde, durch eine 
gültige Satzung ersetzt wird, tritt ungeachtet des § 15 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. b Doppelbuchst. 
cc Spiegelstrich 2 und 3 die Festsetzungsverjährung nicht vor Ablauf des 31. Dezember 2021 
ein. Soweit eine ungültige Satzung vor dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung des 
Thüringer Kommunalabgabengesetzes und anderer Gesetze durch eine gültige Satzung 
ersetzt wurde, findet § 15 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. b Doppelbuchst. bb und cc in der vor dem 
Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung des Thüringer Kommunalabgabengesetzes und 
anderer Gesetze geltenden Fassung weiterhin Anwendung. 
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§ 21 b - Übergangsbestimmungen zum Straßenausbaubeitragsrecht 
 
(1) Für die Erhebung von einmaligen Beiträgen für Straßenausbaumaßnahmen gilt dieses 
Gesetz in der bis zum 31. Dezember 2018 geltenden Fassung, soweit die sachlichen Beitrags-
pflichten bis spätestens 31. Dezember 2018 entstanden sind. Für die Erhebung von wieder-
kehrenden Beiträgen für Straßenausbaumaßnahmen gilt dieses Gesetz in der bis zum 31. 
Dezember 2018 geltenden Fassung, wenn die Beitragsschuld spätestens mit Ablauf des 31. 
Dezember 2018 entstanden ist. 
 
(2) Die Gemeinden haben innerhalb von 18 Monaten nach Inkrafttreten des Gesetzes zur 
Aufhebung der Straßenausbaubeiträge ihr Satzungsrecht anzupassen. § 7 Abs. 12 Satz 2 gilt 
mit der Maßgabe, dass eine ungültige Satzung nur rückwirkend auf einen vor dem 1. Januar 
2019 liegenden Zeitpunkt durch eine gültige Satzung ersetzt werden kann. 
 
(3) Einmalige Beiträge für Straßenausbaumaßnahmen, bei denen die sachlichen Beitrags-
pflichten nach dem 31. Dezember 2018 entstanden sind und die bereits gezahlt worden sind, 
werden von den Gemeinden auf Antrag an denjenigen, auf dessen Rechnung die Zahlung 
bewirkt worden ist, unverzinst zurückgezahlt. Die Rückzahlung soll innerhalb von zwölf 
Monaten ab Antragstellung erfolgen, die Frist beginnt jedoch frühestens ab dem 1. Januar 
2021. Der Antrag ist spätestens am 31. Dezember 2025 zu stellen. 
 
(4) Hatte die Gemeinde für Straßenausbaumaßnahmen nach § 7 Abs. 8 sowie § 7 a Abs. 5 
Satz 2 Vorauszahlungen auf den Beitrag verlangt, den endgültigen Beitrag hingegen noch 
nicht festgesetzt, hebt sie auf Antrag diese Vorausleistungsbescheide ab dem 1. Januar 
2021 auf und zahlt die Vorauszahlung an denjenigen, auf dessen Rechnung die Zahlung 
bewirkt worden ist, unverzinst zurück. Dies gilt nicht, wenn bis einschließlich 31. Dezember 
2018 die sachliche Beitragspflicht entstanden ist. Der Antrag nach Satz 1 ist spätestens am 
31. Dezember 2025 zu stellen. Unberührt bleiben Ansprüche auf Rückzahlung von Voraus-
zahlungen aus anderen Gründen; in den Fällen des § 7 Abs. 8 gilt dies nicht, wenn als Grund 
für das Nichtentstehen der Beitragspflicht ausschließlich das Inkrafttreten des Zehnten 
Gesetzes zur Änderung des Thüringer Kommunalabgabengesetzes zu sehen ist. 
 
(5) Das Land erstattet den Gemeinden auf Antrag diejenigen Beträge, die ihnen unmittelbar 
dadurch entgehen, dass sie für bereits begonnene Straßenausbaumaßnahmen infolge des 
Gesetzes zur Aufhebung der Straßenausbaubeiträge einmalige sowie wiederkehrende 
Straßenausbaubeiträge nicht mehr erheben dürfen oder nach den Absätzen 3 und 4 
zurückzahlen müssen. Eine Erstattung nach Satz 1 kann frühestens nach Abschluss des Jahres 
beantragt werden, in dem 
 
    - die sachlichen Beitragspflichten entstanden sind oder 
 
    - nach diesem Gesetz in der bis zum 31. Dezember 2018 geltenden Fassung und der 
gemeindlichen Beitragssatzung entstanden wären oder 
 
    - in den Fällen der Absätze 3 und 4 eine Rückzahlung durch die Gemeinde erfolgt ist. 
Soweit die Gemeinde nachweist, dass sie unter Berücksichtigung ihrer Haushaltslage die 
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Rückzahlungsverpflichtung nach den Absätzen 3 und 4 nicht erfüllen kann, kann die 
Erstattung in Höhe der jeweils vorliegenden begründeten Rückzahlungsanträge vor der 
Rückzahlung erfolgen (vorgezogene Erstattung). Ein Erstattungsanspruch nach Satz 1 setzt 
voraus, dass die Gemeinde 
 
    1. spätestens am 31. Dezember 2018 eine Satzung über die Erhebung einmaliger oder 
wiederkehrender Straßenausbaubeiträge nach diesem Gesetz in der bis zum 31. Dezember 
2018 geltenden Fassung erlassen hatte, 
 
    2. spätestens am 31. Dezember 2018 das Vergabeverfahren für die Bauleistung eingeleitet 
hatte oder mit eigenem Personal mit der technischen Herstellung begonnen hatte und 
 
    3. den Antrag auf Erstattung spätestens am 31. Dezember 2028 gestellt hat. 
 
Es werden höchstens die Beiträge erstattet, die sich bei der Ausführung der Maßnahme 
gemäß dem am 31. Dezember 2018 bestehenden Bauprogramm ergeben hätten. 
 
(6) Hinsichtlich der Erstattungsansprüche nach Absatz 5 wird die Landesregierung ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung die Voraussetzungen für die Gewährung von Erstattungs-
leistungen, das Verfahren der Antragstellung, der Fälligkeit und der Auszahlung der 
Erstattungsleistungen nach Maßgabe der im Landeshaushalt bereitgestellten Mittel, die 
Auskunftspflichten der Gemeinden zur Ermittlung der Erstattungsansprüche, die Voraus-
setzungen, die Höhe und das Verfahren zur Gewährung der vorgezogenen Erstattung sowie 
die zuständigen Verwaltungsbehörden näher zu regeln. 
 
(7) Die Gemeinden erhalten für Straßenausbaumaßnahmen, die ab dem 1. Januar 2019 
begonnen wurden, auf Antrag einen nach der Verkehrsbedeutung der Straße sowie der 
einzelnen Teileinrichtungen pauschalierten prozentualen Anteil an den tatsächlichen 
Investitionskosten. Gleiches gilt für Gemeinden, die bis zum 31. Dezember 2018 mit einer 
Straßenausbaumaßnahme begonnen hatten, aber in Übereinstimmung mit § 7 Abs. 12 Satz 2 
dieses Gesetzes in der bis zum 31. Dezember 2018 geltenden Fassung noch nicht über eine 
Straßenausbaubeitragssatzung verfügten. Die Pauschale soll sich an dem Anteil orientieren, 
der vor dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Aufhebung der Straßenausbaubeiträge unter 
Berücksichtigung des § 7 Abs. 4 nicht von der Gemeinde zu tragen war (Anliegeranteil). 
 
Die Auszahlung erfolgt frühestens im Jahr nach der Beendigung der Straßenausbaumaß-
nahme. Die Gemeinden können ab dem Beginn der Bauausführung Abschlagszahlungen 
beantragen. 
 
(8) Hinsichtlich der Ausgleichsansprüche nach Absatz 7 wird die Landesregierung ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Voraussetzungen für die Gewährung der Ausgleichansprüche, 
das Verfahren der Antragstellung, der Fälligkeit und der Auszahlung der Ausgleichsleistungen 
nach Maßgabe der im Landeshaushalt bereitgestellten Mittel, die Höhe der Pauschale ent-
sprechend der Verkehrsbedeutung der Straße sowie der einzelnen Teileinrichtungen (in 
Prozent), die zu berücksichtigenden Investitionskosten, die Auskunftspflichten der Gemein-
den zur Ermittlung der Ausgleichsansprüche, die Voraussetzungen, die Höhe und das 
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Verfahren zur Gewährung der Abschlagszahlungen sowie die zuständigen Verwaltungs-
behörden näher zu regeln. Die Regelung nach Absatz 7 wird nach dem 1. Januar 2025 
evaluiert. Das für Kommunales zuständige Ministerium legt der Landesregierung spätestens 
18 Monate nach Ablauf der Evaluierungsfrist einen schriftlichen Bericht vor. 
 
 

  
Dies ist ein Auszug aus dem Thüringer Kommunalabgabengesetz (ThürKAG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. September 2000, zuletzt geändert durch das 
Zehnte Gesetz zur Änderung des Thüringer Kommunalabgabengesetzes, veröffentlicht 
im Gesetz- und Verordnungsblatt des Freistaats Thüringen Nr. 11/2019 und in Kraft 
getreten am 19. Oktober 2019. 


